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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.11.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/08/0172 

Rechtssatz 

Eine Einbindung des Beschäftigten in die betriebliche Organisation der Beschäftigenden setzt das 
Vorhandensein eines Betriebs voraus. Nach § 34 Abs. 1 ArbVG gilt diejenige Arbeitsstätte als Betrieb, die eine 
organisatorische Einheit bildet, innerhalb derer eine physische oder juristische Person oder eine 
Personengemeinschaft mit technischen oder immateriellen Mitteln die Erzielung bestimmter Arbeitsergebnisse 
fortgesetzt verfolgt, ohne Rücksicht darauf, ob Erwerbsabsicht besteht oder nicht (VwGH 15.7.2013, 
2011/08/0151). Dazu können zB auch Baustellen zählen (VwGH 11.07.2012, 2010/08/0217; 3.10.2013, 
2013/08/0162, 0169-0172). Maßgeblich ist insbesondere, ob von der aus Infrastruktur und beteiligten Personen 
gebildeten organisatorischen Einheit ein personenbezogener Anpassungsdruck auf den darin eingebundenen 
Erwerbstätigen ausgeht. 
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Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 
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